
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ:______  nein

AKB § 11 Nr. 3 Satz 1

Der Anspruch auf Ersatz der Kosten der Entsorgung von mit 
dem Fahrzeug beförderten und darauf zerstörten Sachen fällt 
nicht unter die Ausschlußklausel des § 11 Nr. 3 Satz 1 AKB.
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh, den Richter Dr. Zopfs, 
die Richterin Dr. Ritter und die Richter Römer und Terno 
auf die mündliche Verhandlung vom 23. November 1994

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 3. Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
12. Januar 1994 wird auf Kosten der Beklagten 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Deckungsschutz 
aus einer Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, der die 
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung 
(AKB) zugrunde liegen.

Die Frachtservice er­
hielt von der S ^ | m i ^  Produktions GmbH einen Speditions­
auftrag zur Beförderung von Fernsehgeräten nach Italien.
Sie beauftragte mit der Durchführung des Transports die 
Klägerin, die dafür einen bei der Beklagten haftpflichtver­
sicherten Lastkraftwagen einsetzte. Während des Transports 
am 25. Mai 1991 geriet das mit Fernsehgeräten beladene 
Fahrzeug der Klägerin in Brand, weil es durch Reibung der 
Fahrzeughinterreifen an der Ladepritsche zu einer starken
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Erhitzung der Ladefläche gekommen war. Die mit dem Fahrzeug 
beförderten Fernsehgeräte wurden zerstört. Den insoweit der 

Produktions GmbH entstandenen Schaden hat der 
Transportversicherer ersetzt. Brandschutt, der auf die 
■Straße geraten war, wurde beseitigt; hierfür entstandene 
Kosten übernahm die Beklagte. Den auf dem Fahrzeug verblie­
benen, von Fernsehgeräten und deren Verpackung herrührenden 
Brandschutt entsorgte die Produktions GmbH, die
die Entsorgungskosten der Frachtservice
^ m ^ ^ - G m b H  mit 52.346,14 DM in Rechnung stellte. Letztere 
nimmt die Klägerin auf Ausgleich dieser Kosten in Anspruch.

Die Beklagte lehnt es ab, Deckungsschutz zu gewähren. 
Sie vertritt die Auffassung, es handele sich um einen An­
spruch wegen Beschädigung und Zerstörung der mit dem versi­
cherten Fahrzeug beförderten Ladung, der nach § 11 Nr. 3 
Satz 1 AKB von der Versicherung ausgeschlossen sei. Der 
Ausschluß ergreife auch Ansprüche wegen der Folgekosten ei­
ner Beschädigung.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben; die Beru­
fung der Beklagten ist erfolglos geblieben. Mit der zuge­
lassenen Revision begehrt die Beklagte weiterhin die Abwei­
sung der Klage.

Entscheidungsgründe: 

Die Revision bleibt ohne Erfolg.
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1. Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, daß 
der gegen die Klägerin geltend gemachte Schadensersatzan­
spruch nach § 10 Abs. lb AKB grundsätzlich in den Deckungs­
bereich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung fällt. 
Denn durch den Gebrauch des bei der Beklagten versicherten 
Fahrzeugs der Klägerin sind Sachen - hier Fernsehgeräte - 
zerstört worden; der Ersatz eines durch die Zerstörung ent­
standenen Schadens ist Gegenstand des gegen die Klägerin 
gerichteten Anspruchs. Also kommt es darauf an, ob dieser 
Anspruch gemäß § 11 Nr. 3 Satz 1 Alt. 2 AKB von der Versi­
cherung ausgeschlossen ist.

2. Nach § 11 Nr. 3 Satz 1 AKB sind von der Versiche­
rung ausgeschlossen Haftpflichtansprüche wegen Beschädi­
gung, Zerstörung oder Abhandenkommens des Fahrzeugs, auf 
das sich die Versicherung bezieht, oder der mit diesem be­
förderten Sachen.

a) Das Berufungsgericht nimmt an, der Risikoausschluß 
greife nicht ein. Unter Berufung auf das Senatsurteil vom 
28. Mai 1969 - IV ZR 615/68 - VersR 1969, 726 unter 3 - 
vertritt es die Auffassung, daß, soweit es um Haftpflicht­
ansprüche wegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkom­
mens der mit dem Fahrzeug beförderten Sachen gehe, der Ri­
sikoausschluß nur die Haftung des Versicherungsnehmers für 
solche Schäden erfasse, die an den von ihm beförderten Sa­
chen selbst eingetreten sind. Der zu ersetzende Schaden 
müsse sich in der Wertminderung der geschädigten Sache 
selbst und dem dadurch entgangenen Nutzen erschöpfen. Darum 
gehe es im vorliegenden Falle aber nicht. Denn der gegen 
die Klägerin geltend gemachte Schadensersatzanspruch sei
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nicht auf Ersatz des Substanzwertes der Fernsehgeräte, son­
dern auf Erstattung der aus der Zerstörung erwachsenen Fol­
gekosten gerichtet.

b) Dagegen ist die Revision der Auffassung, der Risi­
koausschluß erfasse auch Haftpflichtansprüche, die aus den 
Folgen eines unmittelbar an den beförderten Sachen selbst 
entstandenen Schadens hergeleitet werden. Der Wortlaut des 
§ 10 Abs. lb AKB einerseits und des § 11 Nr. 3 AKB anderer­
seits rechtfertige es nicht, die Regelungsbereiche beider 
Klauseln im Hinblick auf die von ihnen erfaßten Versiche­
rungsschutzbereiche unterschiedlich zu bestimmen. Wenn § 10 
Abs. lb ÄKB auch Schadensersatzansprüche umfasse, die sich 
auf mittelbare Folgen der an der Sache selbst entstandenen 
Schäden stützen, müsse das auch bei § 11 Nr. 3 AKB angenom­
men werden. § 11 Nr. 3 AKB spreche .nicht von Ansprüchen auf 
Ersatz von Schäden "an" beförderten Sachen. Abgesehen von 
diesen Erwägungen müsse - so meint die Revision - das in 
den letzten Jahren gewandelte Umweltbewußtsein zu einer 
veränderten Betrachtungsweise des wirtschaftlichen Wertes 
einer beschädigten oder zerstörten Sache führen. Diese habe 
nicht mehr einen Restwert, bedeute vielmehr eine wirt­
schaftliche Belastung des Eigentümers, wenn mit ihrer Ent­
sorgung Kosten verbunden sind. Deshalb müsse der Begriff 
des unmittelbaren Sachschadens ausweitend verstanden und 
ihm auch der negative Restwert einer zerstörten Sache zuge­
rechnet werden.

3. Der gegen die Klägerin erhobene Anspruch ist nicht 
gemäß § 11 Nr. 3 AKB von der Versicherung ausgeschlossen.
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a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats sind 
Allgemeine Versicherungsbedingungen so auszulegen, wie sie 
ein durchschnittlicher Versicherungsnehmer bei verständiger 
Würdigung, aufmerksamer Durchsicht unter Berücksichtigung 
des erkennbaren Sinnzusammenhanges verstehen muß (BGHZ 123, 
83, 85). Der Versicherungsnehmer geht zunächst vom Wortlaut 
der Klausel aus. Nach § 11 Nr. 3 Satz 1 Alt. 2 AKB sind von 
der Versicherung ausgeschlossen Haftpflichtansprüche, die 
"wegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommens der 
(mit dem Fahrzeug) beförderten Sachen" geltend gemacht wer­
den. Dieser Wortlaut weist den Versicherungsnehmer beson­
ders darauf hin, daß der Ausschluß immer dann eingreifen 
soll, wenn sich ein Anspruch auf die "beförderten Sachen" 
bezieht. Auch die in der Klausel beschriebenen anspruchs- 
auslösenden Umstände ("wegen Beschädigung ...") wird der 
Versicherungsnehmer deshalb auf die beförderten Sachen be­
ziehen; sie müssen sich also an den beförderten Sachen ver­
wirklicht haben. Schon wegen dieser Verknüpfung wird der 
verständige Versicherungsnehmer die Ausschlußregelung nur 
so verstehen, daß es bei den ausgeschlossenen Ansprüchen um 
die Haftung für Schäden geht, die unmittelbar an den beför­
derten Sachen selbst eingetreten sind. Daß darüber hinaus 
auch die Haftung für anderweite Schäden ausgeschlossen wer­
den soll, die sich nicht als an der beförderten Sache ver­
wirklichende Schäden darstellen, kann der Versicherungsneh­
mer dem Wortlaut der Klausel dagegen nicht entnehmen.

In diesem Sinne hat der Senat bereits den Wortlaut der 
Ausschlußklausel des § 11 Nr. 6 AKB 1962 ausgelegt (Senats­
urteil vom 28. Mai 1969, aaO). Soweit nunmehr teilweise Ab­
weichungen im Wortlaut vorliegen, lassen diese die für die
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Auslegung maßgeblichen Begriffe und Verknüpfungen unbe­
rührt.

b) Entgegen der Auffassung der Revision legt es auch 
ein Vergleich des Wortlauts der Ausschlußklausel mit dem 
Wortlaut des § 10 Abs. lb AKB nicht nahe, auch einen Scha­
den, der nicht an der beförderten Sache selbst eingetreten 
ist, als vom Ausschluß umfaßt anzusehen. § 10 Abs. 1 AKB 
beschreibt grundsätzlich Umfang und Rahmen des Deckungsbe­
reiches in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, wenn 
durch den Gebrauch des versicherten Fahrzeugs die dort nä­
her angeführten Verletzungen oder Schäden eintreten. § 11 
Nr. 3 AKB schließt von den dort umfaßten Schadensersatzan­
sprüchen - zu denen auch nach Auffassung der Revision der 
hier in Rede stehende rechnet - bestimmte Haftpflichtan­
sprüche aus. Wie weit dieser Ausschluß reicht, ergibt sich 
aber nicht aus einem bloßen Vergleich der Wortwahl in bei­
den Klauseln« sondern durch Auslegung der den Ausschluß 
konkretisierenden Regelung selbst. Dabei ist nach der stän­
digen Rechtsprechung des Senats der Grundsatz maßgeblich, 
daß Risikoausschlußklauseln eng auszulegen sind und nicht 
weiter ausgelegt werden dürfen, als es ihr Sinn unter Be­
achtung ihres wirtschaftlichen Zwecks und der gewählten 
Ausdrucksweise erfordert (vgl. BGHZ 88, 228, 231; Senatsur­
teil vom 29. Juni 1994 - IV ZR 229/93 - VersR 1994, 1058 
unter 2 b). Auch die Berücksichtigung des Zwecks der Rege­
lung in den Grenzen der Wortwahl führt hier aber nicht zu 
dem von der Revision erstrebten Auslegungsergebnis.

Die Ausschlußklausel dient zunächst der Abgrenzung der 
Haftpflichtversicherung zum Bereich der Kaskoversicherung.
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Das hat der Bundesgerichtshof bereits für § 11 Nr. 3 Satz 1 
Alt. 1 AKB ausgesprochen (Urteil vom 18. März 1986 - VI ZR 
213/84 - VersR 1986, 755 unter II, 1); für den hier in Rede 
stehenden Anwendungsbereich der Klausel gilt nichts ande­
res. Der Risikoausschluß will also wegen des Ausgleichs ei­
nes Schadens an den beförderten Sachen auf den Bereich der 
Sachversicherung verweisen (vgl. auch Knappmann in Prölss/ 
Martin, VVG 25. Aufl. § 11 AKB Anm. 4). Dem entspricht es, 
wenn mit dem Ausschluß auch nur Ansprüche erfaßt werden, 
die auf Ersatz des Schadens an der beförderten Sache selbst 
gerichtet sind. Des weiteren liegt der Regelung aber auch 
der Gedanke zugrunde, daß die Kraftfahrzeug-Haftpflichtver­
sicherung nicht dazu bestimmt ist, dem Versicherungsnehmer 
das normale Unternehmerrisiko abzunehmen, ihn also insbe­
sondere von vertraglichen Erfüllungs- und Gewährleistungs­
ansprüchen freizustellen (Senatsurteil vom 28. Mai 1969, 
aaO). Mit der Klausel wird dem insoweit Rechnung getragen, 
als nach ihrem Wortlaut der Ausschluß gerade Ansprüche we­
gen Beschädigung der "beförderten" Sachen erfassen soll. 
Auch unter diesem Blickwinkel kann unter Berücksichtigung 
der Wortwahl daher nicht davon ausgegangen werden, daß mit 
dem Ausschluß auch Ansprüche auf Ersatz von Schäden erfaßt 
werden sollten, die über den Schaden an der beförderten Sa­
che hinaus eingetreten sind.

Der Senat hält deshalb daran fest, daß der Risikoaus­
schluß in § 11 Nr. 3 Satz 1 Alt. 2 AKB auf Haftpflichtari- 
sprüche wegen solcher Schäden beschränkt ist, die an den 
beförderten Sachen selbst eintreten. Dagegen fallen ander­
weite Schäden, die sich nicht als Schäden an der beförder­
ten Sache, sondern als deren weitere Auswirkung darstellen,
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auch dann nicht unter den Deckungsausschluß, wenn ihre Ur­
sache in der Beschädigung der beförderten Sache selbst 
liegt (Senatsurteil vom 28. Mai 1969, aaO).

4. Demgemäß trifft die Annahme des Berufungsgerichts 
zu, wonach der gegen die Klägerin geltend gemachte Anspruch 
auf Ersatz von Entsorgungskosten nicht unter die Ausschluß­
klausel des § 11 Nr. 3 Satz 1 Alt. 2 AKB fällt (vgl. 
Knappmann, aaO). Denn der zu ersetzende Schaden stellt sich 
nicht als Schaden an den beförderten Fernsehgeräten selbst 
dar, vielmehr hat sich deren Zerstörung dahin ausgewirkt, 
daß weiterer Schaden in Gestalt von Entsorgungskosten ein­
getreten ist.

Ob - wie die Revision meint - das gewandelte Umweltbe­
wußtsein eine andere Wertung des an der beförderten Sache 
selbst eingetretenen Schadens rechtfertigt, kann auf sich 
beruhen. Denn die hier in Rede stehende Ausschlußklausel 
gibt nach Wortlaut und Zweck keinen Anhalt für eine Ausle-



gung dahin, daß unter einem Schaden an der beförderten Sa­
che selbst auch die bei deren völliger Zerstörung anfallen 
den Entsorgüngskosten zu verstehen sein könnten.

Bundschuh Dr. Zopfs Dr. Ritter

Römer Terno
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